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Dr. Arnim Powietzka, RA/FAArbR

Verfall und Vererblichkeit von Urlaubsan-
sprüchen – Neuregelung des Urlaubsrechts
durch den EuGH

Der Europäische Gerichtshof hat am 6.11.2018 Urteile in drei urlaubs-

rechtlichen Fällen gesprochen, die jeweils von deutschen Gerichten

vorgelegt worden waren. Die Entscheidungen werden erhebliche Aus-

wirkungen für das deutsche Urlaubsrecht haben. Das BAG wird seine

Rechtsprechung zum Verfall und zur Vererblichkeit von Urlaubsansprü-

chen ändern müssen. Arbeitgeber werden zukünftig gezwungen sein,

Arbeitnehmer rechtzeitig vor Jahresende auf den drohenden Verfall von

Urlaubsansprüchen hinzuweisen. Der Urlaubsanspruch ist jetzt vererb-

lich. Darüber hinaus trifft der EuGH Aussagen zum Verhältnis zwischen

europäischem Recht und dem nationalen Recht der Mitgliedstaaten,

insbesondere zur unmittelbaren Wirkung von Richtlinien zwischen Pri-

vaten, die weit über das Urlaubsrecht hinaus Bedeutung haben.

I. Die drei Ausgangsverfahren

Dem EuGH waren die folgenden drei Verfahren vorgelegt worden:

In einem Rechtsstreit zwischen der Max-Planck-Gesellschaft zur För-

derung der Wissenschaften e.V. und Herrn Shimizu1 ging es um die

Urlaubsansprüche eines Mitarbeiters, dessen Arbeitsverhältnis auf-

grund Befristung zum 31.12.2013 endete. Mit Schreiben vom

23.10.2013 hatte die Arbeitgeberin ihn gebeten, seinen Urlaub noch

vor Vertragsende zu nehmen. Herr Shimizu nahm jedoch nur zwei

Tage Urlaub und verlangte nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses

die Abgeltung von 51 weiteren, nicht genommenen Urlaubstagen aus

den Jahren 2012 und 2013. Das BAG legte den Fall dem EuGH vor

und fragte u.a., ob der Arbeitgeber verpflichtet sei, von sich aus

einseitig die zeitliche Lage des Urlaubs festzulegen.2 Das BAG wies

darauf hin, dass nach seiner bisherigen Rechtsprechung der Urlaubs-

anspruch gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 BUrlG verfallen sei. Nur wenn der

Arbeitgeber trotz eines rechtzeitigen Urlaubsantrags des Arbeitneh-

mers keinen Urlaub erteile, bleibe dem Arbeitnehmer der Urlaubsan-

spruch (in Form eines Schadenersatzanspruchs) erhalten. Der Arbeit-

geber sei aber nicht verpflichtet, dem Arbeitnehmer die bezahlte

Freistellung „aufzuzwingen“, um so den Anspruchsverlust am Ende

des Bezugszeitraums zu verhindern. Das BAG wollte wissen, ob diese

Rechtsprechung mit den europäischen Vorgaben (Art. 7 Abs. 1 der

Richtlinie 2003/88/EG und Art. 31 Abs. 2 der Charta der Grundrechte

der Europäischen Union – GRC) vereinbar sei.

Das zweite Verfahren betraf das Dienstverhältnis des Herrn Sebastian

W. Kreuziger, eines Rechtsreferendars, der sich in einem öffentlich-

rechtlichen Ausbildungsverhältnis mit dem Land Berlin befunden

hatte.3 Im Zeitraum von Januar 2010 bis zur Beendigung des Ausbil-

dungsverhältnisses im Mai 2010 hatte er keinen Urlaub mehr genom-

men. Bei Vertragsbeendigung verlangte er die Abgeltung des Urlaubs,

obwohl die für Berliner Rechtsreferendare anwendbare beamtenrecht-

liche Landesverordnung (EUrlVO) – anders als § 7 Abs. 4 BUrlG – ei-

nen Anspruch auf finanzielle Abgeltung nicht genommenen Urlaubs

nicht vorsah. Das OVG Berlin-Brandenburg4 legte den Fall dem

EuGH vor mit der Begründung, ein Abgeltungsanspruch könne sich

zwar nicht aus der EUrlVO, wohl aber aus einer unmittelbaren Wir-

kung von Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2003/88/EG ergeben. Das OVG

stellte zum einen die Frage, ob der Abgeltungsanspruch ausgeschlos-

sen sei, wenn der Arbeitnehmer keinen Antrag auf Gewährung des

bezahlten Jahresurlaubs gestellt hat, obwohl ihm dies möglich gewe-

sen sei. Zum anderen fragte das OVG, ob der Abgeltungsanspruch

voraussetze, dass der Arbeitnehmer aus von seinem Willen unabhän-

gigen Gründen nicht in der Lage gewesen sei, seinen Anspruch auf

bezahlten Jahresurlaub vor Ende des Arbeitsverhältnisses auszuüben.

Die dritte Entscheidung des EuGH betraf zwei Fälle, in denen jeweils

der Arbeitnehmer während des bestehenden Arbeitsverhältnisses ver-

storben war. In beiden Fällen machten die Witwen als Erbinnen einen

Anspruch auf Abgeltung des offenen Urlaubsanspruchs gegenüber

dem bisherigen Arbeitgeber geltend. Einer der beiden Fälle betraf ei-

nen öffentlichen Arbeitgeber (die Stadt Wuppertal), der andere einen

privaten.5 Das BAG legte beide Verfahren dem EuGH jeweils mit der

Frage vor, ob der Urlaubsanspruch mit dem Tod des Arbeitnehmers

untergehe oder ob die Erben eine finanzielle Abgeltung verlangen

könnten.6 Auf Grundlage seiner bisherigen Rechtsprechung hielt das

BAG einen Anspruch der Erben nicht für gegeben.

II. Unmittelbare Wirkung der Richtlinie?

In allen vier Verfahren nimmt der EuGH zu der Frage Stellung, in

welcher Weise Art. 7 der Richtlinie 2003/88/EG und Art. 31 Abs. 2

GRC in das nationale Recht der Mitgliedstaaten einwirken und unter

welchen Voraussetzungen die Richtlinie unmittelbare Wirkung bean-

sprucht. Der EuGH bestätigt hierzu weitgehend seine bisherige Recht-

sprechung, trifft aber zur Geltung der in der GRC verbürgten Grund-

rechte auch neue Aussagen, die aufhorchen lassen.
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1 EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft , RIW 2019, 48.
2 BAG, 13.12.2016 – 9 AZR 541/15 (A), BB 2016, 3123.
3 EuGH, 6.11.2018 – C-619/16 – Kreuziger, BB 2018, 2803 Ls. Weitere Informationen zu

dem Verfahren finden sich auch auf der Homepage des inzwischen als Rechtsanwalt tä-
tigen Klägers, abrufbar unter www.kreuziger.de (Abruf: 10.12.2018).

4 OVG Berlin-Brandenburg, 14.9.2016 – OVG 4 B 38.14, ZESAR 2017, 222.
5 EuGH, 6.11.2018 – verb. Rs.C-569/16 u. C-570-16 – Stadt Wuppertal und Willmeroth, RIW

2019, 55.
6 BAG, 18.10.2016 – 9 AZR 45/16 (A) und BAG, 18.10.2016 – 9 AZR 196/16 (A), BB 2017,

766.
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1. Unmittelbare Wirkung nur gegenüber dem Staat,
nicht zwischen Privaten

Danach ist hinsichtlich der Wirkung von Richtlinien wie folgt zu dif-

ferenzieren: Gegenüber dem Staat und allen Trägern der Verwaltung

kann sich der Einzelne stets auf die Bestimmungen einer Richtlinie

berufen, wenn diese inhaltlich unbedingt und hinreichend genau sind

und wenn die Richtlinie nicht fristgemäß oder nicht ordnungsgemäß

in nationales Recht umgesetzt wurde. Dies gilt unabhängig davon, ob

der Staat in seiner Eigenschaft als Arbeitgeber oder als Hoheitsträger

handelt. Somit kann sich der Arbeitnehmer gegenüber dem staatli-

chen Arbeitgeber auf hinreichend genaue Richtlinienbestimmungen –

wie etwa den Urlaubsanspruch aus Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/

88/EG7 – berufen. Dagegen sind Richtlinien – anders als Verordnun-

gen – im Verhältnis zwischen Privaten nicht unmittelbar anzuwen-

den. Gegenüber einem privaten Arbeitgeber kann sich der Arbeitneh-

mer daher nicht ohne Weiteres auf (nicht ordnungsgemäß umge-

setzte) Richtlinienbestimmungen berufen. Selbst eine klare, genaue

und nicht von Bedingungen abhängige Bestimmung einer Richtlinie

kann in einem Rechtsstreit zwischen Privaten keine Anwendung fin-

den, wenn sie im nationalen Recht nicht entsprechend umgesetzt ist.8

Insoweit gilt allerdings der Grundsatz der unionsrechtskonformen

Auslegung des nationalen Rechts. Demnach haben die Gerichte bei

der Anwendung des innerstaatlichen Rechts unter Anwendung der

anerkannten Auslegungsmethoden alles zu tun, um die volle Wirk-

samkeit der Richtlinie zu gewährleisten und somit zu einem Ergebnis

zu gelangen, das mit dem von der Richtlinie verfolgten Ziel in Ein-

klang steht.9 Mit anderen Worten: Wenn eine richtlinienkonforme

Auslegung des nationalen Rechts möglich ist, ist diese Auslegung auch

zwingend.

2. „Quasi-unmittelbare Wirkung“ aufgrund der GRC
Im Urlaubsrecht besteht nun die Besonderheit, dass das Recht auf be-

zahlten Jahresurlaub nicht (nur) durch Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie

2003/88/EG, sondern darüber hinaus auch durch Art. 31 Abs. 2 GRC

verbürgt ist. Vor diesem Hintergrund war umstritten, ob die nationa-

len Gerichte verpflichtet seien, den Vorgaben des europäischen Rechts

widersprechende nationale Regelungen unangewendet zu lassen,10

was zu einer „quasi-unmittelbaren Wirkung“ der Richtlinie führen

würde. Die primärrechtliche Wirkung des Anspruchs auf bezahlten

Jahresurlaub wurde teilweise bejaht, teilweise jedoch auch verneint,

weil Art. 31 Abs. 2 GRC den Urlaubsanspruch inhaltlich nicht weiter

ausgestalte und weil sich die GRC nach Art. 51 Abs. 1 GRC nicht an

Private richte.11 Nach Art. 51 Abs. 1 GRC gilt die Charta für die Or-

gane, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union und für die

Mitgliedstaaten ausschließlich bei der Durchführung des Unions-

rechts.

Der EuGH bejaht den primärrechtlichen Charakter des Urlaubsan-

spruchs mit der Folge, dass den Richtlinienvorgaben widersprechen-

den Regelungen des nationalen Rechts unangewendet bleiben müssen.

Die damit verbundene quasi-unmittelbare Wirkung ist im Ergebnis

nachvollziehbar; verblüffend ist aber, mit welcher Begründung der

EuGH die Hürde des Art. 51 GRC überspringt: Zwar erkläre Art. 51

Abs. 1 GRC die Charta ausdrücklich nur für Stellen der Union und

die Mitgliedstaaten für anwendbar. Damit sei aber keine Regelung da-

rüber getroffen, ob Privatpersonen ggf. unmittelbar zur Einhaltung

einzelner Bestimmungen der Charta verpflichtet sein könnten. Art. 51

Abs. 1 GRC könne demnach nicht dahin ausgelegt werden, dass dies

kategorisch ausgeschlossen wäre. Dass sich Bestimmungen des Pri-

märrechts „in erster Linie an die Mitgliedstaaten“ richteten, schließe

nicht aus, dass diese auch für Rechtsbeziehungen zwischen Privatper-

sonen gelten könnten.12 Der Laie mag über solche Auslegungskünste

staunen. Manchem Juristen werden sich unwillkürlich die Nacken-

haare stellen. Mit der Festlegung eines – begrenzten – Anwendungs-

bereichs bringt der Gesetzgeber üblicherweise zum Ausdruck, dass

außerhalb dieses Anwendungsbereichs die entsprechende Regelung

nicht anwendbar ist. Der EuGH kehrt diese „Binsenweisheit“ schlicht

um: Wenn der Gesetzgeber nicht ausdrücklich sage, dass eine Vor-

schrift nicht auch außerhalb ihres Anwendungsbereichs angewendet

werden solle, könnten dies offenbar die Gerichte in eigener Macht-

vollkommenheit bestimmen. Die Begründung des EuGH ist schlicht

willkürlich, sein Auslegungsergebnis aber – wie immer – verbindlich

und von den Mitgliedstaaten zu beachten.13

Im Ergebnis ist es zweifellos richtig, dass die in der GRC geregelten

Grundrechte über den unmittelbaren Anwendungsbereich hinaus Be-

deutung haben. Als Vorbild mag die Rechtsprechung des BVerfG zur

mittelbaren Wirkung der Grundrechte im Privatrecht und zur Aus-

strahlungswirkung der Grundrechte14 dienen. Abhängig vom konkre-

ten Gehalt des Grundrechtsnorm könnten auch die Grundrechte der

GRC bei der Auslegung des Privatrechts, etwa im Rahmen der uni-

onsrechtskonformen Auslegung oder allgemein bei der Auslegung un-

bestimmter Rechtsbegriffe eine besondere Bedeutung erlangen. Man

kann nur hoffen, dass der EuGH letztlich einen solchen Gedanken

vor Augen hatte, wenn er die Anwendung der GRC auf Private nicht

für „kategorisch ausgeschlossen“ hält. Es bleibt abzuwarten, wie der

EuGH die konkrete Wirkung der GRC im Privatrecht zukünftig näher

ausgestalten wird.

3. Folgerungen
Für den Bereich des Urlaubsrechts bedeutet dies, dass eine richtlinien-

konforme Auslegung des nationalen Rechts letztlich kaum noch eine

Rolle spielen wird. Entscheidungen des EuGH im Urlaubsrecht werden

im Ergebnis fast immer eine unmittelbare Geltung in denMitgliedstaa-

ten beanspruchen. Sind mit der Richtlinie bzw. der dazu ergangenen

EuGH-Rechtsprechung vereinbare Auslegungsergebnisse nach allge-

meinen Auslegungsregeln nicht möglich, muss dem Europarecht ent-

gegenstehendes nationales Recht unangewendet bleiben. Dies hatte das

BAG in der Vergangenheit (vor Inkrafttreten des Art. 31 Abs. 2 GRC)

noch anders gesehen: Wenn das nationale Recht die Richtlinie zwar un-

zureichend oder fehlerhaft umsetze, aber einer richtlinienkonformen

Betriebs-Berater | BB 1/2.2019 | 7.1.2019 53

Aufsatz | Arbeitsrecht
Powietzka · Verfall und Vererblichkeit von Urlaubsansprüchen – Neuregelung des Urlaubsrechts durch den EuGH

7 Zu deren ausreichender Bestimmtheit s. bereits EuGH, 24.1.2012 – C-282/10 – Domin-
guez, RIW 2012, 236, NZA 2012, 139.

8 EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 63–68, RIW 2019, 48; EuGH,
6.11.2018 – verb. Rs. C-569/16 u. C-570/16 – Stadt Wuppertal und Willmeroth,
Rn. 70–78, RIW 2019, 55.

9 EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 59 f., RIW 2019, 48; EuGH,
6.11.2018 – verb. Rs. C-569/16 u. C-570/16 – Stadt Wuppertal und Willmeroth, Rn. 67 f.,
RIW 2019, 55.

10 Vgl. dazu im Bereich der Diskriminierungsverbote etwa EuGH, 22.11.2005 – C-144/04 –
Mangold, BB 2005, 2748; EuGH, 19.1.2010 – C-555/07 – Kücükdeveci, BB 2010, 507.

11 Zu diesem Problemkreis ausf. Schubert, in: EuArbR, 2. Aufl. 2018, GRC Art. 51, Rn. 33 ff.
m.w.N.; zum Urlaubsrecht Fenski, in: Neumann/Fenski/Kühn, BUrlG, 11. Aufl. 2016, RL
2003/88/EG, Rn. 6; Gallner, in: EuArbR, 2. Aufl. 2018, Art. 7 RL 2003/88/EG, Rn. 2 f.; Gall-
ner, in: ErfK, 19. Aufl. 2019, § 1 BurlG, Rn. 6a; Powietzka/Rolf, BUrlG, 2. Aufl. 2017, Anh. 1,
Rn. 6.

12 So EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 76 ff., RIW 2019, 48;
EuGH, 6.11.2018 – verb. Rs.C-569/16 u. C-570-16 – Stadt Wuppertal und Willmeroth,
Rn. 87 ff., RIW 2019, 55.

13 Vgl. Powietzka, Anm. zu BAG, 10.2.2015 – 9 AZR 53/14 (F), AP § 26 TVöD Nr. 6, wonach
der EuGH „gelegentlich falsch, aber stets für die Mitgliedstaaten verbindlich“ entscheide.

14 Grundlegend BVerfG, 15.1.1958 – 1 BvR 400/51, BVerfGE 7, 198; BVerfG, 7.2.1990 – 1 BvR
26/84, BVerfGE 81, 242, BB 1990, 440; BVerfG, 27.1.1998 – 1 BvL 15/87, BB 1998, 1058.
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Auslegung nicht zugänglich sei, bleibe es bei der Anwendung des – eu-

roparechtswidrigen – nationalen Rechts.15 Eine Auslegung „contra le-

gem“ wurde demnach für unzulässig gehalten. Diese Grenze der Ausle-

gung gilt nun nichtmehr.

III. Europarechtlicher Abgeltungsanspruch

Der EuGH bestätigt außerdem seine ständige Rechtsprechung, wo-

nach Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2003/88/EG einen Anspruch auf

finanzielle Abgeltung nicht genommenen Urlaubs bei Beendigung des

Arbeitsverhältnisses regle.16 Dieser europarechtliche Abgeltungsan-

spruch ist nur von zwei Voraussetzungen abhängig: Das Arbeitsver-

hältnis ist beendet und der Arbeitnehmer hat nicht den gesamten Ur-

laub genommen, auf den er Anspruch hatte.17

Diesen Abgeltungsanspruch unmittelbar der Richtlinie zu entneh-

men, ist eine zumindest „mutige“ Auslegung. Art. 7 Abs. 2 der Richt-

linie 2003/88/EG enthält lediglich ein Verbot der finanziellen Abgel-

tung des Urlaubsanspruchs im bestehenden Arbeitsverhältnis, be-

gründet nach seinem Wortlaut jedoch keinen Abgeltungsanspruch im

Fall der Beendigung.18 Ein europarechtlicher Abgeltungsanspruch

kann der Richtlinie allenfalls im Wege einer Rechtsfortbildung ent-

nommen werden. Offenbar hält der EuGH – was gut nachvollziehbar

ist – einen Anspruch auf finanzielle Abgeltung nicht genommenen

Urlaubs im Fall der Vertragsbeendigung für notwendig, um den

Urlaubsanspruch des Arbeitnehmers abzusichern. Die Begründung

des europarechtlichen Abgeltungsanspruchs kann aber letztlich da-

hinstehen. Auch hier gilt, dass die Auslegung des europäischen Rechts

durch den EuGH für die deutschen Gerichte bindend und daher

zwingend zu beachten ist.

Für das deutsche Arbeitsrecht ist der europarechtliche Abgeltungsan-

spruch weitgehend unerheblich, da § 7 Abs. 4 BUrlG ausdrücklich ei-

nen Abgeltungsanspruch bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses vor-

sieht und die europarechtlichen Vorgaben somit im Arbeitsrecht um-

fassend umgesetzt sind. Die Bedeutung des europarechtlich veranker-

ten Abgeltungsanspruchs zeigt sich aber etwa am Fall „Kreuziger“. Die

beamtenrechtliche Regelung der Berliner EUrlVO sah einen Abgel-

tungsanspruch bei Vertragsbeendigung nicht vor. Aufgrund der un-

mittelbaren Wirkung der Richtlinie gegenüber staatlichen Arbeitge-

bern konnte sich Herr Kreuziger jedoch direkt auf Art. 7 Abs. 2 der

Richtlinie 2003/88/EG berufen. Hält das nationale Recht – etwa im

Beamtenrecht – einen Abgeltungsanspruch nicht bereit, erlangt der

europarechtliche Abgeltungsanspruch Bedeutung.

Auch insoweit bleibt es jedoch dabei, dass die unmittelbare Wirkung

der Richtlinie auf staatliche Arbeitgeber beschränkt ist. In einem

Rechtsstreit zwischen Privaten könnte die Richtlinie keine eigenstän-

dige Anspruchsgrundlage für die Abgeltung begründen. Auch die

Vorgabe, dass richtlinienwidriges, nationales Recht „unangewendet

bleiben“ muss, könnte die fehlende Anspruchsgrundlage nicht erset-

zen.

IV. Verfall des Urlaubsanspruchs

Von wesentlicher Bedeutung sind die Aussagen des EuGH in den Fäl-

len „Max-Planck-Gesellschaft“ und „Kreuziger“ zum Verfall des Ur-

laubsanspruchs. Das Gericht kommt hier zu teilweise durchaus über-

raschenden Erkenntnissen, die weitreichende Auswirkungen auf das

deutsche Urlaubsrecht und die Praxis in den Betrieben haben werden.

1. Bisherige Rechtslage
Gemäß § 7 Abs. 3 BUrlG muss der Urlaub grundsätzlich im laufenden

Kalenderjahr gewährt und genommen werden. Eine Übertragung in

das erste Quartal des Folgejahres ist nach § 7 Abs. 3 S. 2 und 3 BUrlG

nur aus dringenden betrieblichen oder in der Person des Arbeitneh-

mers liegenden Gründen statthaft. Abgesehen von diesen gesetzlich

vorgesehenen Übertragungstatbeständen wurde eine Übertragung des

Urlaubsanspruchs ausnahmsweise für zulässig gehalten, wenn der Ar-

beitnehmer aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen den Urlaub

innerhalb des Befristungszeitraums nicht in Anspruch nehmen

konnte. Insbesondere bei langzeiterkrankten Arbeitnehmern wurde

im Anschluss an die Rechtsprechung des EuGH ein Verfall des Ur-

laubsanspruchs erst 15 Monate nach Ablauf des Kalenderjahres ange-

nommen.19 Das BAG entnahm aus § 7 Abs. 3 BUrlG in ständiger

Rechtsprechung eine Befristung des Urlaubsanspruchs. Nicht gewähr-

ter Urlaub erlosch danach grundsätzlich am Ende des Kalenderjah-

res.20 Der Urlaubsanspruch war auf das Kalenderjahr (bzw. den 31.3.

des folgenden oder des übernächsten Jahres) befristet, so dass bis da-

hin nicht genommener Urlaub ersatzlos verfiel.

Dem Arbeitnehmer blieb nicht genommener Urlaub nur dann unter

dem Gesichtspunkt des Schadenersatzes erhalten, wenn er den Arbeit-

geber in Verzug gesetzt hatte, indem er rechtzeitig die Urlaubsgewäh-

rung verlangte und diese vor dem Zeitpunkt des Verfalls des Urlaubs-

anspruchs noch möglich war. Nach dem Grundsatz der Naturalresti-

tution trat unter diesen Voraussetzungen der sog. Ersatzurlaubsan-

spruch als Schadenersatzanspruch in gleicher Höhe an die Stelle des

bisherigen Urlaubsanspruchs.21 Im Ergebnis war daher der Erhalt des

Urlaubsanspruchs davon abhängig, dass der Arbeitnehmer ihn recht-

zeitig verlangt hatte; ohne entsprechenden Urlaubsantrag des Arbeit-

nehmers erlosch der Urlaubsanspruch. Eine Verpflichtung des Arbeit-

gebers, dem Arbeitnehmer unaufgefordert Urlaub zu gewähren oder

ihn auf die Notwendigkeit eines rechtzeitigen Urlaubsanspruchs hin-

zuweisen, bestand nicht.

Anders sah dies das LAG Berlin-Brandenburg, das dem BAG und sei-

ner jahrzehntelangen Rechtsprechung zur Befristung und zum Verfall

des Urlaubsanspruchs die Gefolgschaft verweigerte.22 Es hielt den Ar-

beitgeber vielmehr für verpflichtet, den Urlaubsanspruch von sich aus

und unaufgefordert zu erfüllen. Der Arbeitgeber sei – so das LAG

Berlin-Brandenburg – für die Urlaubsgewährung verantwortlich, auch

wenn der Arbeitnehmer keine Urlaubswünsche äußere. Darauf deute

schon der Wortlaut des § 7 Abs. 3 BUrlG hin. Eine Verpflichtung zur

unaufgeforderten Urlaubsgewährung folge im Übrigen aus einer uni-
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15 BAG, 17.11.2009 – 9 AZR 844/08, RIW 2010, 398, NZA 2010, 1020.
16 Näher dazu Gallner, in: EuArbR, 2. Aufl. 2018, Art. 7 RL 2003/88/EG, Rn. 36.
17 EuGH, 6.11.2018 – C-619/16 – Kreuziger, BB 2018, 2803 Ls, Rn. 22 u. 30 f.; EuGH,

6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 22 f., RIW 2019, 48; EuGH,
6.11.2018 – verb. Rs. C-569/16 u. C-570-16 – Stadt Wuppertal und Willmeroth Rn. 43 f.,
RIW 2019, 55; ebenso bereits EuGH, 12.6.2014 – C-118/13 – Bollacke, BB 2014, 1587.

18 Vgl. Powietzka/Rolf, BUrlG, 2.Aufl. 2017, § 7, Rn. 127 – Der Wortlaut des Art. 7 Abs. 2 lau-
tet: „Der bezahlte Mindestjahresurlaub darf außer bei Beendigung des Arbeitsverhältnis-
ses nicht durch eine finanzielle Vergütung ersetzt werden.“

19 EuGH, 22.11.2011 – C-214/10 – KHS, BB 2012, 59 m. BB-Komm. Fuhlrott, NZA 2011,
1333; BAG, 7.8.2012 – 9 AZR 353/10, BB 2012, 2886 m. BB-Komm. Wicht, NJW 2012,
3529 m. Anm. Pötters/Stiebert.

20 BAG, 13.5.1982 – 6 AZR 360/80, BAGE 39, 53; BAG, 28.11.1990 – 8 AZR 570/89, BB 1991,
764.

21 BAG, 6.8.2013 – 9 AZR 956/11, NZA 2014, 545; BAG, 11.4.2006 – 9 AZR 523/05, EzA § 7
BUrlG Nr. 116.

22 LAG Berlin-Brandenburg, 12.6.2014 – 21 Sa 221/14, BB 2014, 2554; LAG Berlin-Branden-
burg, 7.5.2015 – 10 Sa 86/15, 10 Sa 108/15, BeckRS 2015, 70307; ebenso LAG München,
6.5.2015 – 8 Sa 982/14, ZTR 2016, 35; Polzer/Kafka, NJW 2015, 2289, 2291 f.; „regimekri-
tisch“ zu dem vom BAG befürworteten Fristenregime auch LAG Düsseldorf, 18.8.2010 –
12 Sa 650/10, BeckRS 2010, 73376 u. LAG Düsseldorf, 31.3.2010 – 12 Sa 1512/09, ZTR
2010, 381.
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onsrechtskonformen Auslegung des BUrlG. Da der gesetzliche Ur-

laubsanspruch dem Gesundheitsschutz der Beschäftigten diene und

arbeitsschutzrechtlichen Charakter habe, müsse der Arbeitgeber sei-

nen Betrieb so organisieren, dass diese Bestimmungen eingehalten

würden. Der Arbeitgeber habe den gesetzlichen Jahresurlaub ebenso

unaufgefordert zu erfüllen, wie er etwa die Einhaltung der täglichen

und wöchentlichen Ruhezeiten nach dem ArbZG sicherzustellen ha-

be. Folge der Sichtweise des LAG Berlin-Brandenburg wäre, dass sich

der Urlaubsanspruch des Arbeitnehmers mit Ablauf des Kalenderjah-

res bzw. des Übertragungszeitraums grundsätzlich in einen Ersatzur-

laubsanspruch umwandeln würde, da der Arbeitgeber die unterblie-

bene Urlaubserteilung stets zu vertreten hätte. Auf die Vorausset-

zungen des Verzugs käme es entgegen der bisherigen BAG-Rechtspre-

chung nicht mehr an.23

Das BAG hielt die Sichtweise des LAG Berlin-Brandenburg zwar of-

fensichtlich nicht für überzeugend. Der 9. Senat gab deutlich zu er-

kennen, an seiner Rechtsprechung festhalten zu wollen. Die Frage, ob

der Arbeitgeber auch unaufgefordert Urlaub erteilen müsse oder – ge-

mäß der bisherigen Rechtslage in Deutschland – nicht beantragter Ur-

laub regelmäßig verfalle, sei aber in der Rechtsprechung des EuGH

noch nicht abschließend geklärt. Es legte daher die Rechtsstreitigkeit

zwischen der Max-Planck-Gesellschaft und Herrn Shimizu dem

EuGH vor.24

2. EuGH: Hinweispflicht des Arbeitgebers
Der EuGH hatte daher im Kern über die Frage zu entscheiden, ob es

Art. 7 Abs. 1 der Richtlinie 2003/88/EG ausschließt, die Aufrechter-

haltung des Urlaubsanspruchs über den Bezugszeitraum hinaus von

einem entsprechenden Urlaubsantrag des Arbeitnehmers abhängig zu

machen, ohne dass der Arbeitgeber verpflichtet wäre, von sich aus

einseitig die zeitliche Lage des Urlaubs festzulegen.25

Der EuGH verweist zunächst allgemein darauf, dass das Recht des Ar-

beitnehmers auf bezahlten Jahresurlaub nicht restriktiv ausgelegt wer-

den dürfe. Es sei grundsätzlich Sache der Mitgliedstaaten, in ihren in-

nerstaatlichen Rechtsvorschriften die Voraussetzungen für die Wahr-

nehmung und die Umsetzung des Anspruchs auf bezahlten Jahresur-

laub festzulegen. Die nationalen Regelungen dürften insoweit auch

Modalitäten vorsehen, die den Verlust des Urlaubsanspruchs am Ende

eines Bezugszeitraums oder einen Übertragungszeitraums umfassten;

dies jedoch nur unter der Voraussetzung, dass der Arbeitnehmer tat-

sächlich die Möglichkeit hatte, den Urlaubsanspruch wahrzunehmen.

Die Regelungen in § 7 Abs. 1 und 3 BUrlG ordnet der EuGH aus-

drücklich dem Bereich der Modalitäten für die Wahrnehmung des

Urlaubsanspruchs, die somit weitgehend der Regelung der Mitglied-

staaten unterlägen.26 Demnach dürfe ein Erlöschen der Urlaubsan-

sprüche im nationalen Recht vorgesehen werden, wenn es dem Ar-

beitnehmer tatsächlich möglich war, diese Ansprüche wahrzuneh-

men.

Für problematisch hält der EuGH insoweit einen „automatischen Ver-

lust“ des Urlaubsanspruchs, der „keine vorherige Prüfung voraussetzt,

ob der Arbeitnehmer tatsächlich in die Lage versetzt wurde, diesen

Anspruch wahrzunehmen“.27 Des Weiteren weist der EuGH darauf

hin, dass der Arbeitnehmer „als die schwächere Partei des Arbeitsver-

trags anzusehen“ sei. Er könne davon abgeschreckt werden, seine

Rechte gegenüber dem Arbeitgeber ausdrücklich geltend zu machen.

Zudem sei die Schaffung eines Anreizes, auf den Erholungsurlaub zu

verzichten oder die Arbeitnehmer zu einem Verzicht anzuhalten, mit

den Zielen der Richtlinie unvereinbar. Daher verstoße jede Praxis

oder Unterlassung eines Arbeitgebers, die den Arbeitnehmer davon

abhalten könne, den Jahresurlaub zu nehmen, gegen das mit dem

Recht auf Jahresurlaub verfolgte Ziel.28 Allerdings ginge die Verpflich-

tung des Arbeitgebers zwar „nicht soweit“, „dass er seine Arbeitneh-

mer zwingt, ihren Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub tatsächlich

wahrzunehmen“. Er müsse den Arbeitnehmer jedoch in die Lage ver-

setzen, einen solchen Anspruch wahrzunehmen.29 Demnach sei der

Arbeitgeber „u.a. verpflichtet, konkret und in völliger Transparenz

dafür zu sorgen, dass der Arbeitnehmer tatsächlich in der Lage ist,

seinen bezahlten Jahresurlaub zu nehmen, indem er ihn – erforderli-

chenfalls förmlich – auffordert, dies zu tun und ihm […] klar und

rechtzeitig mitteilt, dass der Urlaub, wenn er ihn nicht nimmt, am

Ende des Bezugszeitraums oder eines zulässigen Übertragungszeit-

raums verfallen wird“.30

Die Beweislast trage insoweit der Arbeitgeber. Könne er nicht nach-

weisen, dass er mit aller gebotenen Sorgfalt gehandelt habe, um den

Arbeitnehmer tatsächlich in die Lage zu versetzen, den ihm zustehen-

den bezahlten Jahresurlaub zu nehmen, verstieße das Erlöschen des

Urlaubsanspruchs gegen Art. 7 der Richtlinie 2003/88/EG.31 Könne

der Arbeitgeber hingegen beweisen, dass der Arbeitnehmer „aus frei-

en Stücken“ und in voller Kenntnis der Konsequenzen auf die Inan-

spruchnahme des Urlaubs verzichtet habe, sei der Verlust des An-

spruchs nicht zu beanstanden.32 Ergänzend weist der EuGH darauf

hin, dass es auch nicht den Zielen der Richtlinie entspreche, wenn die

Arbeitnehmer dazu veranlasst würden, keinen bezahlten Jahresurlaub

zu nehmen, um die „Vergütung bei Beendigung des Arbeitsverhältnis-

ses“ – also die Urlaubsabgeltung – zu erhöhen.33

3. Kritik
Dass Urlaubsansprüche nur dann verfallen dürfen, wenn der Arbeit-

nehmer die Möglichkeit der Inanspruchnahme hatte, ist nicht neu.

Insoweit bewegt sich der EuGH noch auf bekanntem Terrain.34 Nicht

recht nachvollziehbar ist es jedoch, inwieweit der Arbeitnehmer durch

den Arbeitgeber erst in die Lage versetzt werden müsse, seinen Ur-

laubsanspruch wahrzunehmen. Die Möglichkeit, innerhalb des Kalen-

derjahres bzw. bis zum Ablauf eines Übertragungszeitraums die Ur-

laubserteilung zu verlangen, ist auch nach der bisherigen Rechtspre-

chung des BAG jederzeit gegeben. Der EuGH befürchtet allerdings,

dass Arbeitnehmer als schwächere Vertragspartei von einem Urlaubs-

antrag abgehalten werden und ihren Urlaubsanspruch verfallen lassen

könnten oder dass die Geltendmachung des Urlaubs sogar zu Nach-

teilen durch den Arbeitgeber führen könne. Dass Arbeitgeber es ihren

Mitarbeitern übel nehmen würden, wenn sie ihren Urlaub tatsächlich
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23 Dagegen LAG Schleswig-Holstein, 9.2.2016 – 1 Sa 321/15, BeckRS 2016, 68977; LAG
Köln, 9.8.2016 – 12 Sa 257/16, NZA-RR 2017, 127; Gooren, NZA 2016, 1374; Neumann, in:
Neumann/Fenski/Kühn, BUrlG, 11. Aufl. 2016, § 7, Rn. 70 f.; Powietzka/Rolf, BUrlG, 2. Aufl.
2017, § 7, Rn. 24.

24 BAG, 13.12.2016 – 9 AZR 541/15 (A), BB 2016, 3123.
25 So EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 29, RIW 2019, 48.
26 EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 34–36, RIW 2019, 48.
27 EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 40, RIW 2019, 48; ebenso

EuGH, 6.11.2018 – C-619/16 – Kreuziger, BB 2018, 2803 Ls, Rn. 47.
28 EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 41 f., RIW 2019, 48.
29 EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 44, RIW 2019, 48.
30 EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 45, RIW 2019, 48.
31 EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 46, RIW 2019, 48.
32 EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 47, RIW 2019, 48.
33 EuGH, 6.11.2018 – C-684/16 – Max-Planck-Gesellschaft, Rn. 48, RIW 2019, 48.
34 S. z. B. bereits EuGH, 20.1.2009 – C-350/06 u. C-520/06 – Schultz-Hoff, RIW 2009, 163,

BB-Entscheidungsreport Schmidt, BB 2009, 504, NZA 2009, 135; EuGH, 22.11.2011 – C-
214/10 – KHS, BB 2012, 59 m. BB-Komm. Fuhlrott, NZA 2011, 1333.
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in Anspruch nehmen, erscheint jedenfalls aus der Praxis deutscher

Betriebe – möglicherweise mag dies in anderen EU-Staaten anders

sein – eher fernliegend. Im Übrigen würde das Maßregelungsverbot

(§ 612a BGB) greifen, wenn Arbeitnehmer tatsächlich aus diesem

Grund benachteiligt würden. Unterstellt man aber, dass einem Arbeit-

nehmer wegen eines Urlaubsantrags tatsächlich Nachteile drohen

können, so stellt sich die Frage, ob ein formales Schreiben des Arbeit-

gebers, mit dem er pflichtschuldig zur Stellung von Urlaubsanträgen

auffordert, daran etwas zu ändern vermag. Muss der Arbeitnehmer

dann wirklich nicht mehr mit Repressalien wegen seines Urlaubswun-

sches rechnen? Vor diesem Hintergrund erscheint die Lösung des

EuGH jedenfalls nicht zwingend.

Zu begrüßen ist jedoch, dass der EuGH keine Pflicht zur unaufgefor-

derten Urlaubsgewährung, sondern nur eine Hinweispflicht des Ar-

beitgebers statuiert. Damit wird ein mit den Zielen der Richtlinie

nicht zu vereinbarendes Anhäufen von Urlaubsansprüchen über Jahre

hinweg auch zukünftig vermieden werden können. Ein automatischer

Übertrag der Urlaubsansprüche in das Folgejahr – wie z.B. vom LAG

Berlin-Brandenburg vertreten – würde letztlich auch den berechtigten

Interessen der Arbeitnehmer nicht dienen.

Erstaunlich ist aber immer wieder, welche konkreten Regelungen der

EuGH einem einzigen Satz zum bezahlten Jahresurlaub in Art. 7

Abs. 1 der Richtlinie 2003/88/EG35 entnehmen kann. Mag die Hin-

weispflicht des Arbeitgebers noch aus dem Sinn und Zweck des euro-

parechtlichen Urlaubsanspruchs abgeleitet werden können, so mutet

es doch befremdlich an, wenn der EuGH den nationalen Gerichten

auch noch die passenden Beweislastregeln mit auf den Weg gibt. Es

ist verständlich, dass dem Arbeitnehmer der Beweis schwerfallen wür-

de, dass er keine Aufforderung zur Inanspruchnahme des Urlaubs er-

halten habe. Der Beweis negativer Tatsachen ist naturgemäß nicht

ganz einfach zu führen. Solche Fragen haben die Gerichte der Mit-

gliedstaaten indes täglich zu bewältigen. Ein wenig Vertrauen des

EuGH darin, dass dies in den Mitgliedstaaten auf Grundlage des je-

weiligen nationalen Prozessrechts angemessen gelöst werden kann,

wäre durchaus ein Signal dafür gewesen, dass das Subsidiaritätsprin-

zip nicht völlig in Vergessenheit geraten ist.

4. Praktische Konsequenzen
a) Das Hinweisschreiben
Die Praxis wird mit den Vorgaben des EuGH umgehen müssen. Ein

allgemeiner Hinweis des Arbeitgebers (z.B. bereits im Arbeitsvertrag)

auf den Verfall von Urlaubsansprüchen wird den Anforderungen des

EuGH nicht gerecht werden. Arbeitgebern ist zu empfehlen, rechtzei-

tig in jedem Kalenderjahr eine schriftliche Mitteilung an alle Arbeit-

nehmer zu verteilen, mit der sie ausdrücklich aufgefordert werden,

ihren Urlaub innerhalb des Kalenderjahres (bzw. eines ggf. tariflich

oder arbeitsvertraglich vorgesehenen Übertragungszeitraums) in An-

spruch zu nehmen, verbunden mit dem Hinweis, dass der Urlaubsan-

spruch ansonsten verfallen wird. Ob dabei die Höhe des individuellen

Urlaubsguthabens mitgeteilt werden muss, sagt der EuGH nicht. Da

diese Angabe jedoch nicht notwendig ist, um dem Arbeitnehmer die

Wahrnehmung des Urlaubsanspruchs zu ermöglichen, ist sie nicht er-

forderlich. Haben die Arbeitnehmer ein solches Schreiben erhalten,

steht einem Verfall des Urlaubsanspruchs am Ende des Bezugszeit-

raums nichts entgegen. Der Arbeitgeber muss allerdings nachweisen

können, dass dem einzelnen Arbeitnehmer das Hinweisschreiben zu-

gegangen ist. Daher wird sich die Einholung von Empfangsbestäti-

gungen empfehlen, an deren Rückgabe die Mitarbeiter bei Bedarf er-

innert werden müssen. Damit die Arbeitnehmer das Urlaubsrund-

schreiben rechtzeitig erhalten, ist dessen Versendung etwa im Septem-

ber zu empfehlen, da der Urlaubsanspruch (auch bei eventuell kolli-

dierenden Urlaubswünschen von Kollegen) dann zumindest in den

meisten Fällen noch vollständig erfüllt werden kann. Für Arbeitneh-

mer, die Urlaubsansprüche wirksam in das Folgejahr übertragen ha-

ben, muss das Rundschreiben im ersten Quartal des Folgejahres wie-

derholt werden, damit ein Verfall des Urlaubsanspruchs am 31.3. er-

möglicht wird.

Allen Lippenbekenntnissen zum Trotz, die sich in Sonntagsreden für

einen Bürokratieabbau aussprechen, wird der Alltag in den Betrieben

wieder einmal durch zusätzliche administrative Vorgänge aufwändi-

ger und komplizierter gemacht. In größeren Unternehmen und Kon-

zernen werden Rechts- und Personalabteilungen zuverlässig dafür sor-

gen, dass die entsprechenden Schreiben rechtzeitig versandt werden.

In diesem Fall ändert sich gegenüber der bisherigen Rechtslage nichts.

Urlaubsansprüche verfallen am Ende des Bezugszeitraums. Schwierig-

keiten mit den neuen Vorgaben werden kleinere und mittelständische

Unternehmen haben, die die Rechtsprechung nicht immer im Detail

verfolgen können. Wer den Formalismus des jährlichen Rundschrei-

bens nicht einhält, wird sich zukünftig nicht mehr auf den Verfall von

Urlaubsansprüchen berufen können. Praktisch werden solche Fälle

häufig erst dann relevant werden, wenn ein Mitarbeiter das Unterneh-

men verlässt und dann eine Urlaubsabgeltung nicht nur für den Ur-

laub des aktuellen, sondern auch mehrerer zurückliegender Jahre gel-

tend macht.

b) Zurückliegende Urlaubsjahre
Einen Vertrauensschutz in die bisherige Rechtsprechung gibt es ge-

genüber Entscheidungen des EuGH in aller Regel nicht.36 Die neue

Rechtslage ist jedenfalls im Jahr 2018 zu beachten. Man muss darüber

hinaus davon ausgehen, dass die neue Rechtsprechung des EuGH

auch für zurückliegende Jahre anwendbar ist. Arbeitnehmer, die in

den letzten Jahren ihren Urlaub nicht oder nicht vollständig genom-

men haben, könnten daher grundsätzlich auch aus länger zurücklie-

genden Jahren ihre (vermeintlich verfallenen) Urlaubsansprüche nun-

mehr wieder mit der Begründung geltend machen, sie seien nicht auf

den drohenden Verfall der Ansprüche hingewiesen worden. Dies wird

aber nicht zeitlich unbegrenzt möglich sein. Auf Grundlage der

„KHS“-Entscheidung des EuGH37 wird der Urlaub 15 Monate nach

Ende des jeweiligen Urlaubsjahres verfallen sein. Im Übrigen unterlie-

gen Urlaubsansprüche, wenn sie nicht verfallen sind, der allgemeinen

Verjährungsfrist von drei Jahren (§ 195 BGB).38

c) Arbeitsvertragsgestaltung
Die erhöhten Voraussetzungen für den Verfall von Urlaubsansprü-

chen unterstreichen einmal mehr die Bedeutung der Vertragsgestal-

tung im Urlaubsrecht. Die Rechtsprechung des EuGH ist im Grund-
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35 Art. 7 Abs. 1 lautet: „Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit
jeder Arbeitnehmer einen bezahlten Mindestjahresurlaub von vier Wochen nach Maßga-
be der Bedingungen für die Inanspruchnahme und die Gewährung erhält, die in den
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und/oder nach den einzelstaatlichen Gepflogenhei-
ten vorgesehen sind.“

36 Zu den Voraussetzungen BVerfG, 6.7.2010 – 2 BvR 2661/06, RIW 2010, 699, NZA 2010,
995; BVerfG, 10.12.2014 – 2 BvR 1549/07, NZA 2015, 375.

37 EuGH, 22.11.2014 – C-214/10, BB 2012, 59.
38 Sehr str. vgl. Powietzka/Rolf, BUrlG, 2. Aufl. 2017, § 7, Rn. 120; LAG Düsseldorf, 18.8.2010

– 12 Sa 650/10, BeckRS 2010, 73376; a. A. Hessisches LAG, 7.12.2010 – 19 Sa 939/10,
NZA-RR 2011, 120.

 5 / 8



 

satz für den gesetzlichen Mindesturlaub und für einen eventuellen ge-

setzlichen Zusatzurlaub für schwerbehinderte Arbeitnehmer (§ 208

SGB IX) oder Jugendliche (§ 19 JArbSchG) anzuwenden. Für den ver-

traglichen Mehrurlaub können abweichende Vereinbarungen auch zu

Ungunsten des Arbeitnehmers getroffen werden. Dazu gehören insbe-

sondere auch strengere Verfallsregelungen.39 Es bedarf aber einer kla-

ren und ausreichend deutlich von den gesetzlichen Regelungen abwei-

chenden vertraglichen Regelung; ansonsten geht das BAG von einem

Gleichlauf von gesetzlichem Mindest- und vertraglichem Mehrurlaub

aus,40 so dass auch die neuen Anforderungen an den Verfall des Ur-

laubsanspruchs anzuwenden sind. Eine Klausel im Arbeitsvertrag,

wonach der vertragliche Mehrurlaub ohne weitere Voraussetzungen

am Ende des Kalenderjahres erlischt, führt also zumindest zum Verfall

des Anspruchs auf den Mehrurlaub, auch wenn das Hinweisschreiben

unterblieben ist.

d) Die Vorlageverfahren
Für die beiden Vorlagefälle werden die Aussagen des EuGH unter-

schiedliche Folgen zeitigen: Herr Shimizu wurde mehr als zwei Mo-

nate vor Ende des Arbeitsverhältnisses darum gebeten, seinen restli-

chen Urlaub zu nehmen. Wie sich aus dem Tatbestand des zweitins-

tanzlichen Urteils ergibt, war er wohl auch auf den drohenden Verfall

des Urlaubsanspruchs hingewiesen worden. Soweit die noch offenen

51 Tage ab dem 24.10.2013 bis zum Jahresende hätten realisiert wer-

den können, wird seine Klage auf Urlaubsabgeltung abzuweisen

sein.41 Anders im Fall des Rechtsreferendars Herrn Kreuziger: In sei-

nem Fall geht es allein um die Abgeltung des im laufenden Jahr er-

worbenen Urlaubsanspruchs. Der nicht genommene Urlaub des aktu-

ellen Jahres ist bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses ohne weitere

Voraussetzungen abzugelten. Die Frage eines Verfalls des Urlaubsan-

spruchs stellt sich hier nicht. Eine Obliegenheit, den Urlaub vor Been-

digung des Arbeitsverhältnisses in Anspruch zu nehmen, gibt es als

Voraussetzung des Abgeltungsanspruchs nicht (s.o. III.). Die Klage

des Herrn Kreuziger dürfte daher Erfolg haben.42

V. Vererblichkeit des Urlaubs

Keine größeren Überraschungen bringt hingegen das Urteil des EuGH

zur Vererblichkeit des Urlaubsanspruchs.43 Zwar wird auch hier das

BAG seine Rechtsprechung ändern müssen; die Sichtweise des EuGH

war allerdings bereits bekannt.

1. Bisherige Rechtslage
In der Vergangenheit hatte das BAG weder den Urlaubs- noch den

Abgeltungsanspruch für vererblich gehalten. Den Urlaubsanspruch

sah das BAG seit jeher als höchstpersönliches Recht an, das aufgrund

seiner Eigenart nur durch den Arbeitnehmer selbst wahrgenommen

werden könne. Da ein Arbeitsverhältnis mit dem Tod des Arbeitneh-

mers automatisch sein Ende finde, sei eine Freistellung von der Ar-

beitspflicht gegenüber den Erben des Arbeitnehmers nicht möglich.

Den mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses entstehenden Anspruch

auf finanzielle Abgeltung des noch offenen Urlaubs (§ 7 Abs. 4

BUrlG) sah das BAG in der Vergangenheit als Surrogat des Urlaubs-

anspruchs an, das deshalb grundsätzlich denselben Regeln unterliege.

Daher sei auch der Abgeltungsanspruch nicht vererblich.44 Infolge

der „Schultz-Hoff“-Rechtsprechung des EuGH gab das BAG die sog.

Surrogatstheorie zwar auf. Der Anspruch auf Urlaubsabgeltung wird

seitdem nicht mehr den für den Urlaubsanspruch selbst geltenden Re-

geln unterworfen. Vielmehr handelt es sich um eine reine Geldforde-

rung, die den allgemeinen rechtlichen Bestimmungen unterliegt,45 so-

dass beispielsweise auch tarifliche oder arbeitsvertragliche Ausschluss-

fristen auf den Anspruch anzuwenden sind.46 Daraus folgt, dass der

Anspruch auf Urlaubsabgeltung zumindest dann vererblich ist, wenn

das Arbeitsverhältnis vor dem Tod des Arbeitnehmers aus anderen

Gründen geendet und der Abgeltungsanspruch damit entstanden ist.

Es ist kein Grund ersichtlich, weshalb dieser Abgeltungsanspruch

nicht auf die Erben übergehen sollte.47

Umstritten blieb aber die Rechtslage in dem Fall, dass der Arbeitneh-

mer im bestehenden Arbeitsverhältnis verstirbt, das Arbeitsverhältnis

also durch seinen Tod endet. Die überwiegende Meinung in der ins-

tanzgerichtlichen Rechtsprechung und Literatur hielt den Urlaubsan-

spruch zuletzt für vererblich. Nach der Aufgabe der Surrogatstheorie

sei für den Abgeltungsanspruch ohne Bedeutung, ob der Urlaubsan-

spruch in einem fortbestehenden Arbeitsverhältnis noch erfüllbar wä-

re. Daher wurde den Erben überwiegend ein Anspruch auf Abgeltung

des dem verstorbenen Arbeitnehmer bei seinem Tod noch zustehen-

den Urlaubs zugestanden.48 Das BAG hielt aber an seiner bisherigen

Rechtsprechung fest. Der Urlaubsanspruch erlösche mit dem Tod des

Arbeitnehmers. Er wandle sich nicht nach § 7 Abs. 4 BUrlG in einen

Abgeltungsanspruch um.49 Nach Ansicht des BAG entstehe der Abgel-

tungsanspruch mit Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch den

Tod des Arbeitnehmers erst gar nicht und könne daher auch nicht auf

die Erben übergehen. Der Urlaubsanspruch als höchstpersönlicher

Anspruch sei nach wie vor nicht vererbbar. Auch wenn es sich nicht

um ein „Surrogat“ des Urlaubsanspruchs handle, gehe es doch um ei-

nen „Ersatzanspruch“, der an die Stelle des Urlaubsanspruchs trete.

Letztlich wurde die vermeintlich aufgegebene Surrogatstheorie damit

ein Stück weit aufrechterhalten, auch wenn das BAG den lateinischen

Begriff des Surrogats nunmehr ins Deutsche übersetzte („Ersatzan-

spruch“).

Das Ende dieses Sonderwegs des BAG schien besiegelt, als der EuGH

am 12.6.2014 entschied, dass es mit der Richtlinie 2003/88/EG nicht

vereinbar sei, wenn der Urlaubsanspruch ohne Begründung eines Ab-
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39 BAG, 24.3.2009 – 9 AZR 983/07, RIW 2009, 393, NZA 2009, 538; BAG, 23.3.2010 – 9 AZR
128/09, RIW 2010, 480, NZA 2010, 810; ausf. dazu Powietzka/Fallenstein, NZA 2010, 673.

40 BAG, 24.3.2009 – 9 AZR 983/07, RIW 2009, 393, NZA 2009, 538; BAG, 4.5.2010 – 9 AZR
183/09, AP § 7 BUrlG Abgeltung Nr. 49 m. Anm. Powietzka, BB-Entscheidungsreport Li-
pinski/Hund, BB 2011, 1663.

41 GA Yves Bot war in seinen Schlussanträgen vom 29.5.2018 davon ausgegangen, der Hin-
weis sei zu spät erfolgt. Zumindest den ganz überwiegenden Teil seines Urlaubsan-
spruchs von 53 Tagen hätte Herr Shimizu jedoch noch nehmen können.

42 Auch dies hatte der GA in den Schlussanträgen anders bewertet. Da Herr Kreuziger die
Möglichkeit gehabt habe, den Urlaub vor Vertragsbeendigung zu nehmen, sei dieser ver-
fallen. Davon ist der Abgeltungsanspruch nach Ansicht des EuGH jedoch in Bezug auf
den Urlaub des laufenden Jahres nicht abhängig.

43 EuGH, 6.11.2018 – verb. Rs. C-569/16 und C-570-16 – Stadt Wuppertal und Willmeroth,
RIW 2019, 55.

44 BAG, 20.9.2011 – 9 AZR 416/10, BB 2012, 1867.
45 BAG, 19.6.2012 – 9 AZR 652/10, BB 2012, 3018 m. BB-Komm. Holzinger/Köhler, NZA

2012, 1087; BAG, 22.9.2015 – 9 AZR 170/14, NZA 2016, 37.
46 BAG, 7.8.2012 – 9 AZR 353/10, BB 2012, 2886 m. BB-Komm. Wicht, AP Nr. 53 zu § 7

BUrlG; BAG, 13.12.2011 – 9 AZR 399/10, AP Nr. 93 zu § 7 BUrlG Abgeltung m. Anm.
Powietzka.

47 S. dazu BAG, 22.9.2015 – 9 AZR 170/14, NZA 2016, 37; zur Vererblichkeit eines Schaden-
ersatzanspruchs auf Ersatzurlaub BAG, 19.11.1996 – 9 AZR 376/95, BB 1997, 1415, NZA
1997, 879.

48 So z. B. LAG Hamm, 22.4.2010 – 16 Sa 1502/09, NZA 2011, 106, BB-Entscheidungsreport
Bissels/Haag, BB 2010, 3160; LAG Düsseldorf, 13.11.2016 – 4 Sa 888/15, BeckRS 2016,
68559; Schipper/Polzer, NZA 2011, 80; Gallner, in: ErfK, 19. Aufl. 2019, § 7 BUrlG, Rn. 81.

49 BAG, 12.3.2013 – 9 AZR 532/11, BB 2013, 1790 m. BB-Komm. Jesgarzewski, NZA 2013,
678; BAG, 20.9.2011 – 9 AZR 416/10, BB-Entscheidungsreport Lipinski/Praß, BB 2012,
1867, NZA 2012, 326; ebenso bspw. Zimmermann, in: Arnold/Tillmans, BUrlG, 3. Aufl.
2014, § 1, Rn. 67; Bauer/Arnold, NJW 2009, 631, 635; Fischinger, Anm. zu BAG, 20.9.2011
– 9 AZR 416/10, AP Nr. 92 zu § 7 BUrlG Abgeltung.
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geltungsanspruchs untergehe, wenn das Arbeitsverhältnis durch Tod

des Arbeitnehmers ende.50 Es wurde daher allgemein erwartet, dass

das BAG nunmehr seine Rechtsprechung an die – verbindlichen –

Vorgaben des EuGH anpassen werde. Der 9. Senat zeigte sich jedoch

hartnäckig und legte die Frage erneut dem EuGH zur Vorabentschei-

dung vor. Die Begründung, weshalb zu der bereits entschiedenen

Rechtsfrage erneut die Meinung des EuGH eingeholt wurde, war

durchaus pfiffig: Zum einen meinten die Erfurter Richter, nach deut-

schem Erbrecht würde eine solche finanzielle Vergütung nicht Teil der

Erbmasse werden. Im Kern gehe es daher nicht um die Auslegung

und Anwendung des Arbeits- bzw. Urlaubsrechts, sondern das Erb-

recht stünde in Deutschland der Sichtweise des EuGH entgegen. Zum

anderen verfolge der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub nach stän-

diger EuGH-Rechtsprechung den Zweck, dem Arbeitnehmer Erho-

lung zu ermöglichen und einen Zeitraum für Entspannung und Frei-

zeit zu gewähren; dieser Zweck könne nach dem Tod des Arbeitneh-

mers ersichtlich nicht mehr erreicht werden, insbesondere nicht

durch eine finanzielle Leistung an die Erben des Arbeitnehmers.51

2. Entscheidung des EuGH
Es war nicht zu erwarten, dass der EuGH seine Rechtsprechung auf-

grund dieser Hinweise diametral ändern (oder, wie dies in Luxem-

burg formuliert wird: „nuancieren“52) würde. Immerhin wurden die

Vorabentscheidungsersuchen für zulässig erachtet, obwohl der EuGH

die gestellte Rechtsfrage bereits früher entschieden habe.53 In der Sa-

che selbst zeigte sich der EuGH jedoch unbeirrt: Ende das Arbeits-

verhältnis, sehe Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2003/88/EG vor, dass der

Arbeitnehmer Anspruch auf eine finanzielle Vergütung für die nicht

genommenen Urlaubstage habe (s.o. III.). Dieser Anspruch sei an

keine anderen Voraussetzungen gebunden als die Beendigung des Ar-

beitsverhältnisses und einen zu diesem Zeitpunkt noch bestehenden

Urlaubsanspruch. Der Grund für die Beendigung des Arbeitsverhält-

nisses spiele daher keine Rolle. So hätten beispielsweise auch Arbeit-

nehmer einen Anspruch auf finanzielle Vergütung nicht genommenen

Urlaubs, die ihr Arbeitsverhältnis wegen Eintritts in den Ruhestand

beendeten. Auch in diesem Fällen sei der Arbeitnehmer nicht mehr in

der Lage, einen Urlaub in dem Sinne wahrzunehmen, sich im Hin-

blick auf die zukünftige Fortführung seiner beruflichen Tätigkeit zu

erholen und zu entspannen. Von seinem finanziellen Aspekt betrach-

tet, sei der Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub „rein vermögens-

rechtlicher Natur“ und daher vererbbar. Ein ersatzloses Erlöschen des

Anspruchs, ohne dass der Arbeitnehmer tatsächlich die Möglichkeit

gehabt hätte, den Anspruch wahrzunehmen, widerspreche den Vor-

gaben der Richtlinie. Daher sei, wenn das Arbeitsverhältnis durch

Tod des Arbeitnehmers geendet habe, ein finanzieller Ausgleich „un-

erlässlich, um die praktische Wirksamkeit des […] Anspruchs auf be-

zahlten Jahresurlaub sicherzustellen“.54

Das BAG hatte jeweils einen Fall vorgelegt, der einen öffentlichen und

einen privaten Arbeitgeber betraf. Der EuGH hatte deshalb die Gele-

genheit, auf Grundlage der Vorlagefragen die unterschiedlichen Wir-

kungen der Richtlinie und des Art. 31 Abs. 2 GRC gegenüber privaten

und öffentlichen Arbeitgebern klarzustellen. Gegenüber dem Staat als

Arbeitgeber kann sich der Arbeitnehmer unmittelbar auf die Richt-

linie berufen, der Abgeltungsanspruch des Erben folgt daher unmit-

telbar aus Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2003/88/EG. Gegenüber priva-

ten Arbeitgebern gelte die Richtlinie nicht unmittelbar. Aufgrund der

aus Art. 31 Abs. 2 GRC folgenden „quasi-unmittelbaren“ Wirkung

folge aber, dass der Richtlinie entgegenstehende Bestimmungen des

nationalen Rechts unangewendet bleiben müssten. Ob es sich dabei

um arbeits- oder erbrechtliche Bestimmungen handele, hält der

EuGH für unerheblich. Hier ergibt sich der Abgeltungsanspruch so-

mit aus § 7 Abs. 4 BUrlG, wobei der Vererblichkeit des Anspruchs

entgegenstehende erbrechtliche Bestimmungen unangewendet zu

bleiben haben. Im Ergebnis werden daher beide Klägerinnen eine Ab-

geltung des ihren Ehegatten bei deren Ableben jeweils noch zustehen-

den Urlaubs erhalten.

3. Praktische Konsequenzen
Es ist zu erwarten, dass das BAG seinen Widerstand nunmehr fallen

lassen und Urlaubsansprüche für vererblich erklären wird. Es ist nicht

davon auszugehen, dass der 9. Senat den EuGH zum dritten Mal um

eine Entscheidung zu derselben Rechtsfrage bitten wird. Stirbt ein Ar-

beitnehmer während des bestehenden Arbeitsverhältnisses, so steht

seinen Erben damit stets ein finanzieller Anspruch auf Abgeltung der

zu diesem Zeitpunkt noch offenen Urlaubstage zu. Dies mag man für

sinnvoll halten oder nicht; die damit verbundene wirtschaftliche Zu-

satzbelastung der Arbeitgeber dürfte erträglich sein, zumal für die Ur-

laubstage regelmäßig Rückstellungen gebildet sind, die nun allerdings

nicht mehr mit der Folge einer Verbesserung des Unternehmenser-

gebnisses aufgelöst werden können.

Nicht abschließend geklärt ist die Frage, wie die dem Erben zustehen-

de Urlaubsabgeltung steuer- und sozialversicherungsrechtlich zu be-

handeln ist. Richtig dürfte sein, dass die vererbte Urlaubsabgeltung –

ebenso wie der Anspruch des Arbeitnehmers selbst – der Lohnsteuer,

nicht aber der Beitragspflicht in der Sozialversicherung unterliegt.

Denn es handelt sich nicht um Arbeitsentgelt im Sinne von §§ 14

Abs. 1, 23a SGB IV.55

VI. Zusammenfassung

1. Der EuGH nimmt aufgrund von Art. 31 Abs. 2 GRC eine primär-

rechtliche Wirkung des Anspruchs auf bezahlten Jahresurlaub an. Da-

her sind Bestimmungen des nationalen Rechts der Mitgliedstaaten,

die dem europäischen Urlaubsrecht entgegenstehen, unangewendet

zu lassen. Die allgemeinen Auslegungsregeln des nationalen Rechts

stellen keine Grenze für die Umsetzung der urlaubsrechtlichen Vor-

gaben des EuGH mehr da.

2. Aus Art. 7 Abs. 2 der Richtlinie 2003/88/EG entnimmt der EuGH

einen europarechtlichen Anspruch auf finanzielle Abgeltung des bei

Vertragsbeendigung offenen Urlaubsanspruchs. Auf diesen können

sich Arbeitnehmer gegenüber staatlichen Arbeitgebern auch dort be-

rufen, wo ein gesetzlicher Abgeltungsanspruch nicht geregelt ist.

3. Urlaubsansprüche verfallen am Jahresende (oder am Ende eines

Übertragungszeitraums) nur noch dann, wenn der Arbeitgeber den

Arbeitnehmer zuvor rechtzeitig und nachweisbar zur Inanspruchnah-

me des Urlaubs aufgefordert und auf den drohenden Verfall hinge-

wiesen hat. Dies wird auch für Urlaubsansprüche gelten, die der Ar-
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50 EuGH, 12.6.2014 – C-118/13 – Bollacke, BB 2014, 1587.
51 BAG, 18.10.2016 – 9 AZR 45/16 (A) u. 9 AZR 196/16 (A), BB 2017, 766.
52 Vgl. EuGH, 22.11.2011 – C-214/10 – KHS, BB 2012, 59 m. BB-Komm. Fuhlrott, NZA 2011,

1333.
53 EuGH, 6.11.2018 – verb. Rs.C-569/16 u. C-570-16 – Stadt Wuppertal und Willmeroth,

Rn. 21 ff., RIW 2019, 55.
54 EuGH, 6.11.2018 – verb. Rs.C-569/16 u. C-570-16 – Stadt Wuppertal und Willmeroth,

Rn. 46–50, RIW 2019, 55.
55 Powietzka/Rolf, BUrlG, 2.Aufl. 2017, § 7, Rn. 150; ausführlich Ricken, NZA 2014, 1361.
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beitnehmer in zurückliegenden Jahren erworben hat. Nicht genom-

mener Urlaub aus früheren Jahren ist aber 15 Monate nach Ende des

Urlaubsjahres verfallen; sieht man dies anders, ist der Anspruch je-

denfalls, auch wenn kein entsprechender Hinweis erfolgt ist, nach drei

Jahren verjährt (§ 195 BGB). Vertraglicher Mehrurlaub, der über den

gesetzlichen Mindesturlaub hinausgeht, kann von strengeren Verfalls-

regelungen abhängig gemacht werden und verfällt dann auch ohne

Hinweis des Arbeitgebers.

4. Der Urlaubsanspruch ist vererblich. Die Erben können die Abgel-

tung der offenen Urlaubstage auch dann verlangen, wenn der Arbeit-

nehmer im bestehenden Arbeitsverhältnis verstorben ist, das Arbeits-

verhältnis also durch den Tod des Arbeitnehmers geendet hat.

Dr. Arnim Powietzka, RA/FAArbR, ist Partner bei Pohl &

Bauer Rechtsanwälte Partnerschaft mbB, Mannheim. Außer-

dem ist er als Of Counsel für Gowling NLG (UK) LLP, Stutt-

gart tätig. Er ist Lehrbeauftragter der Universität Heidelberg.

BAG: Maßstäbe für die Betriebsrentenanpassung nach
§ 16 Abs. 1 BetrAVG

BAG, Urteil vom 12.12.2017 – 3 AZR 305/16

ECLI:DE:BAG:2017:121217.U.3AZR305.16.0

Volltext des Urteils: BB-ONLINE BBL2018-1203-3

unter www.betriebs-berater.de

AMTLICHE LEITSÄTZE

1. Unterhalten international tätige Unternehmen in Deutschland we-

der eine Zweigniederlassung noch eine Agentur oder sonstige Nieder-

lassung iSv. Art. 18 Abs. 2 EuGVVO aF und gibt es keine vorrangigen

Regelungen in internationalen Verträgen oder Übereinkommen, rich-

tet sich die internationale Zuständigkeit der deutschen Arbeitsge-

richte gemäß Art. 4 Abs. 2 EuGVVO nach der örtlichen Zuständigkeit

im deutschen Recht.

2. Ein Arbeitgeber, der nicht verpflichtet ist, Jahresabschlüsse nach dem

Handelsgesetzbuch zu erstellen, muss für die behauptete schlechte

wirtschaftliche Lage iSv. § 16 Abs. 1 BetrAVG die notwendigen Berech-

nungsfaktoren, wie etwa die Betriebsergebnisse und die Höhe des Ei-

genkapitals, anhand der von der Rechtsprechung entwickelten Kriterien

zu den handelsrechtlichen Abschlüssen nachvollziehbar darlegen und

hierbei erläutern, wie er dieses Zahlenwerk ermittelt hat.

BetrAVG § 16 Abs. 1

SACHVERHALT

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte verpflichtet ist, die Betriebs-

rente der Klägerin zum 1. Januar 2010, zum 1. Januar 2011, zum 1. Januar

2012 und zum 1. Januar 2013 anzupassen.

Die Beklagte ist eine weltweit tätige Fluggesellschaft in der Rechtsform

einer Aktiengesellschaft nach kanadischem Recht. Sie erstellt keine Jah-

resabschlüsse nach dem Handelsgesetzbuch, sondern dem kanadischen

Recht entsprechend Abschlüsse nach den „International Financial Report-

ing Standards“ (im Folgenden IFRS).

Die Klägerin war aufgrund Arbeitsvertrags vom 7. Februar 1967 ab dem

1. April 1967 bis zum 31. Juli 2005 bei der Beklagten zuletzt als Customer

Service Manager am Flughafen Frankfurt am Main beschäftigt. Die Be-

klagte gewährt ihren weltweit tätigen Mitarbeitern Altersversorgungen

nach verschiedenen Pensionsplänen. Für die Klägerin gilt aufgrund ar-

beitsvertraglicher Bezugnahme die A Versorgungsordnung Deutschland

(im Folgenden VO Deutschland). Die VO Deutschland enthält – in deut-

scher Übersetzung – ua. folgende Regelung:

„REGEL 24 – ANPASSUNGEN

Die laufenden Rentenzahlungen werden alle drei Jahre von der Gesell-

schaft überprüft und nach freiem Ermessen gemäß den deutschen Ren-

tenbestimmungen angepasst. Die Gesellschaft berücksichtigt dabei die

Interessen der Rentner und ihre eigene wirtschaftliche Situation.“

Die Beklagte führt – regelmäßig nach einer Wartezeit von drei Jahren ab

Rentenbeginn – jährliche Anpassungsprüfungen zum 1. Januar eines Jah-

res durch. In den Jahren 1995 bis 2009 passte sie die Betriebsrenten der

deutschen Versorgungsempfänger jeweils zum 1. Januar eines Jahres an.

Auch in den Jahren 2003 und 2004 erfolgte eine Anpassung, obwohl der

Beklagten vom 1. April 2003 bis zum 30. September 2004 Schuldner-

schutz nach dem „Companies Creditors

,

Arrangement Act“ bewilligt wor-

den war. Im März 1998 und im März 2000 wandte sich die Beklagte

schriftlich in englischer Sprache an die Betriebsrentner in Deutschland

und teilte ihnen – übersetzt – ua. mit:

„AN ALLE EMPFÄNGER DES A PENSIONSPLANS – DEUTSCHLAND

Die Regeln des A Pensionsplans schreiben eine jährliche Anpassung der

monatlichen Rente vor, sobald ein berechtigter Rentner/Hinterbliebener

seine monatliche Rente seit drei Jahren oder länger erhält. Diese Erhö-

hungen basieren auf der Erhöhung des deutschen Verbraucherpreisinde-

xes seit dem vorangegangenen Jahr.“

Die Klägerin bezieht seit dem 1. August 2005 eine Betriebsrente. Diese

betrug bis zum 31. Dezember 2008 monatlich 1.060,70 Euro brutto.

Zum 1. Januar 2009 erhöhte die Beklagte die Betriebsrente der Kläge-

rin um 2,39 vH auf 1.086,05 Euro brutto und zum 1. Januar 2011 um

1,31 vH auf 1.100,28 Euro brutto. Über die Anpassung zum 1. Januar

2011 informierte sie die Klägerin mit Schreiben vom 2. Dezember

2010 und teilte mit, dass die Erhöhung der „Steigerungsrate der allge-

meinen Lebenshaltungskosten im Vergleich Oktober 2009 zu Oktober

2010“ entspreche. In den Jahren 2010, 2012 und 2013 passte die Be-

klagte die Betriebsrenten der deutschen Versorgungsempfänger – so

auch die der Klägerin – nicht an. Die unter den Pensionsplan „U.K.

and Ireland“ fallenden Betriebsrentner erhielten dagegen zum 1. Januar

2014 eine Erhöhung ihrer Betriebsrenten um 3,2 vH und zum 31. Mai

2006 um 2,5 vH.

Mit Schreiben vom 3. Februar 2012 widersprach die Klägerin der unter-

bliebenen Anpassung zum 1. Januar 2012. Nachdem die Beklagte die Be-

triebsrente auch zum 1. Januar 2013 nicht erhöht hatte, forderte die Klä-

gerin mit Schreiben vom 19. Februar 2013 eine Anpassung ihrer Betriebs-
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